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Im Oktober be-
richtete der Ku-
rier, dass der Ab-
fallwirtschafts-
verband Neunkir-
chen in der Ge-
neralversam-
mlung Ende Ok-
tober voraus-
sichtlich eine Er-
höhung der Ab-

fallgebühren beschließen wird, es soll eine 
empfindliche Teuerung in der Größenord-
nung von bis zu 30% geben. 
Der Obmann des Abfallwirtschaftsverban-
des Neunkirchen, Engelbert Pichler, dazu:  
„Als ÖVP-Bürgermeister müsse er diese 
unliebsame Teuerung auch seinen Bürgern 
verkaufen. Dennoch tritt er klar für die Ge-
bührenerhöhung ein“! 
Laut dem Wissenstand vom Oktober lag es 
für mich klar auf der Hand, dass für unsere 
Gemeindebürgerinnen und Gemeindebür-
ger diese empfindliche Gebührenerhöhung 
unausweichlich ins Haus steht.  
Betreffend Steintaldeponie: 
Diese Deponie war im Eigentum des Abfall-
wirtschaftsverbandes, der den am Verband 
beteiligten Gemeinden übergeordnet ist. 
Jede dieser Gemeinden hat einen finanziel-
len Beitrag geleistet, um die Sicherstellung 
der Deponie zu gewährleisten. 2015 wurde 
die Deponie vom Verband an die Firma 
Geiger aus Bayern verkauft. 
Durch den Verkauf, wurden diese Rückstel-
lungen die zur Sicherstellung der Deponie 
dienten, an die Gemeinden zurückbezahlt. 
Unsere Gemeinde erhielt 2017 einen Anteil 
von rund 68.000 Euro. Eigentlich handelt  
es sich um Geld, das ursprünglich aus dem 

Geldbörs‘l unserer Gemeindebürger ge-
kommen ist. Meiner Ansicht nach, sollte es 
daher auch wieder dementsprechend an 
die Haushalte zurückgeführt werden. 
Aus diesem Grund habe ich in der GR-
Sitzung einen Antrag eingebracht, um die-
ses Geld auch wieder dementsprechend 
dafür zu verwenden. Was für unsere Haus-
halte wiederum bedeuten würde, dass un-
sere Gemeinde mit diesen 68.000 Euro ei-
ne bevorstehende Müllgebühren-Erhöhung 
für einen Zeitraum von rund 2 Jahren abde-
cken könnte!  
Aber, zu diesem Thema gab es einen wei-
teren Antrag der von SPÖ und FPÖ ge-
meinsam eingebracht wurde, um einer 30 
prozentigen Erhöhung entgegenzuwirken. 
Daraufhin habe ich meinen Antrag wieder 
zurückgezogen, weil der Bürgermeister zu 
erkennen gab, dass er ihn sowieso ableh-
nen würde.  
Weitere Informationen dazu finden Sie un-
ter „Neues aus dem Gemeinderat“! 
       
Verehrte Gemeindebürgerinnen und Ge-
meindebürger, ich darf Ihnen im Namen der 
SPÖ Ortsorganisation ein besinnliches und 
friedvolles Weihnachtsfest wünschen und 
alles Gute sowie Gesundheit für das kom-
mende Jahr 2021. Kommen Sie wohlbehal-
ten durch diese Corona-Zeit und nicht ver-
gessen: Mund-Nasenschutz tragen, Ab-
stand halten und Hände desinfizieren. 
 
Herzlichst, Ihr Gemeinderat 
 
 
 

Othmar Braditsch 
 

Liebe Gemeindebürgerinnen, 
liebe Gemeindebürger! 

 



 

 

Am 12. Dezember 
fand eine Sitzung 
des Gemeinderates 
statt, die nur einige 
wenige Themen auf 
der Tagesordnung 
zu behandeln hatte. 
Dennoch sorgten ei-
nige dieser Punkte 

für gehörigen Gesprächsstoff, vor allem, 
wenn es um Gebührenerhöhungen geht. 
Gerade in unsicheren Zeiten wie wir sie 
jetzt erleben, haben viele Menschen, nicht 
nur die Einwohner unserer Gemeinde, Sor-
gen um ihren Arbeitsplatz oder Existenz-
ängste. Gerade deshalb, denken wir, ist be-
sonders sensibel mit Erhöhungen der Ge-
meindeabgaben umzugehen.  
Wir haben deshalb gemeinsam mit der 
FPÖ Fraktion gegen die geplante 30%ige 
Erhöhung der Müllgebühren einen Antrag 
eingebracht, und konnten die Erhöhung 
nach längerer Diskussion um ein Drittel re-
duzieren. Die Mehrkosten hätten pro Jahr 
und Haushalt bis zu 50 Euro betragen. 
Die Argumente, diese Erhöhung moderater 
zu gestalten bestehen zum Großteil darin, 
dass ein Teil der vom AWV verrechneten 
Gebühren, die Bgm. Stellwag jetzt an die 
Gemeindebürger weiterverrechnen wollte, 
erst 2022 schlagend werden. 
 
Geplante Erhöhung der Müllgebühren: 
Die Opposition setzte sich mit einem Ab-
änderungsantrag durch 
 
Der Abfallwirtschaftsverband Breitenau 
(„Grüne Tonne“) hat in der letzten Ver-
bandssitzung beschlossen, die Gebühren 
für diverse Müllsorten für die Mitgliedsge-
meinden einerseits anzuheben und ande-
rerseits ab dem Jahr 2022 eine pro-Kopf-
Abgabe von 12 Euro von den Gemeinden 
einzuheben. Diese Abgabe soll auch 
dadurch zustande kommen, dass in naher 
Zukunft der gesamte Grünschnitt nicht 
mehr von der Gemeinde selbst, sondern 
vom AWZ kompostiert wird. Für Sie bedeu-
tet das, dass der jetzige Ablagerungsplatz 
in Loipersbach nicht mehr für Grünschnitt 
zur Verfügung steht, Sie sind dann gezwun-

gen, Ihren Grünschnitt zum AWZ an der 
Neunkirchner Allee zu bringen. 
Des einen Freud’, des anderen Leid: Leider 
müssen unsere Gemeindebürger ab die-
sem Zeitpunkt einen nicht unerheblichen 
Umweg in Kauf nehmen, für unsere Ge-
meinde bedeutet es aber eine Entlastung. 
Bedingt durch zahlreiche „Fremdablagerun-
gen“ entstehen unserer Gemeinde derzeit 
Kosten in der Höhe von knapp 30.000 Euro 
pro Jahr für den Transport des Grünschnitts 
und die Kompostierung. 
Wenngleich diese Kostenersparnis eigent-
lich fast genauso groß ist, wie die Mehrein-
nahmen der Gemeinde durch die Erhö-
hung, kann aufgrund der Bilanzierung der 
Kostenstellen im Gemeindebudget dieser 
Betrag nicht „gegenverrechnet“ werden. Die 
Kostenstelle „Abfallentsorgung“ muss für 
sich kostendeckend sein. Wir freuen uns 
trotzdem, dass wir Ihnen einen Teil der ge-
planten Gebührenerhöhung ersparen konn-
ten. 
Inhalt dieses Antrags war auch die Anre-
gung, das derzeit für die Grünschnittabla-
gerung benutze Gelände einzuzäunen und 
mit einer Zugangsbeschränkung zu verse-
hen. Durch den offenen Zugang nutzen vie-
le Nicht-Gemeindebürger die Möglichkeit, 
ihren Grünschnitt abzulagern, die Kosten 
von bis zu 15.000 Euro pro Jahr dafür tra-
gen wir. Wird die Grünschnittablagerung 
endgültig zum  AWZ verlegt, muss dieses 
Grundstück, für das noch eine geeignete 
Verwendung gesucht wird, ohnehin vom öf-
fentlichen Gut abgetrennt werden. 
 
Umbau der E-Ladesäule vor dem  
Gemeindezentrum: Die SPÖ stimmte  
dagegen! 
 
Vor der Gemeinde befindet sich eine E-
Ladesäule. Der Zugang ist zur Zeit kosten-
frei, beim Umbau des Gemeindezentrums 
war diese Bestandteil der Förderung und 
jedenfalls muss eine E-Ladesäule weiter an 
dieser Stelle betrieben werden. 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde bereits 
in der letzten Sitzung behandelt und ich 
stand bereits im September einem Umbau 
skeptisch gegenüber. Die Stromabrechnun-

Sehr geehrte Gemeindebürgerinnen 
und Gemeindebürger  
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gen der letzten Jahre zeigten, dass die Be-
nutzungsfrequenz zwar gestiegen ist, aller-
dings auf sehr niedrigem Niveau, auf etwa 
1500 Euro im Jahr 2020. 
Die ÖVP war in dieser Sitzung schlecht vor-
bereitet: Auf meine Nachfrage konnte nicht 
beantwortet werden, wie denn die Abrech-
nung der EVN genau aussieht. Klar war 
nur, dass die Säule um etwa 3500 Euro von 
der Gemeinde bezahlt und montiert werden 
muss. Ob und in welcher Höhe die Gemein-
de Einnahmen lukrieren kann, war völlig un-
klar. 
 
Diese Informationen liegen nun vor, und 
diese muss man sich auf der Zunge zerge-
hen lassen, ein echtes Schmankerl: 
 
Die Abrechnung dieser Säule ist zeitgesteu-
ert, das bedeutet, dass pro Minute Kosten 
anfallen, auch wenn man nicht lädt (!). We-
he also, wenn man vom Spaziergang nicht 
rechtzeitig zurück ist. Pro Kilowattstunde 
zahlt der Kunde dabei im besten Fall rund 
35 Cent. Aber jetzt kommt das Beste: 
Die EVN verrechnet dem Kunden 35 Cent. 
Dann verrechnet sie der Gemeinde die übli-
chen 20 Cent „normale Strombezugsge-
bühr“. Ein wirklich tolles Modell. 
Die Gemeinde erhält daraufhin 80% dieses 
Restbetrags von rund 15 Cent. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass mindestens 240 Euro 
pro Jahr an Grundgebühr, nur für die auto-
matisierte Abrechnung des Strombezugs an 
der Säule anfallen. Daraus werden 600 Eu-
ro, wenn sich die EVN auch technisch um 
die Säule kümmern muss, sonst trägt die 
Gemeinde das Risiko einwandfreier Funkti-
on.  
Ich kann mir kaum vorstellen, dass in unse-
rer Gemeinde jemand tatsächlich bereit ist, 
35 Cent für eine kWh an einer Ladesäule 
beim Gemeindezentrum zu bezahlen. Der 
eigene Strom kostet etwa die Hälfte, eine 
einfache Wallbox hat sich da relativ bald 
amortisiert. Geht man davon aus, dass 

durch den zu bezahlenden Ladevorgang 
sich die Ladehäufigkeit auf ein Drittel von 
2020 reduziert, würde der gesamte Umsatz  
nur etwa 300 Euro ausmachen. 240 davon 
gehen an die EVN, ein Vielfaches davon 
kostet es mehr, wenn zusätzlich noch De-
fekte auftreten.  
Wir haben aus diesem Grund gegen die 
Neuerrichtung der Ladesäule gestimmt. 
Das Abrechnungsmodell der EVN benach-
teiligt die Gemeinde und die Bezugsge-
bühren für die Kunden sind viel zu hoch. 
Diese Anschaffung  über 3.500 Euro wird 
sich auf längere Zeit nicht rechnen, demge-
genüber stehen keine oder nur sehr geringe 
Einnahmen.  
 
Meine abschließende Meinung dazu: 
Wäre die Anlage von der EVN finanziert 
und installiert, und die Gemeinde hätte we-
der die Verantwortung noch Kosten, hätte 
ich in jedem Fall dafür gestimmt. 
Ich hege aber den Verdacht, dass es die 
Gemeinde eher jährlich Geld kosten wird, 
und anstatt diese finanziellen Mittel in die 
EVN zu investieren, wäre es besser gewe-
sen, die bestehende Säule weiterhin als 
Serviceleistung für die E-Mobilität der Ge-
meindebürger gratis zur Verfügung zu stel-
len. Ich werde mir die Abrechnungen jeden-
falls sehr genau ansehen... 
 
Neues und Aktuelles finden Sie auf unserer 
Homepage:  
http://www.natschbach-loipersbach.spoe.at/. 
Sie können uns natürlich jederzeit, auch zu 
den aktuellen Themen, per e-Mail unter der 
Adresse  
spoe.natschbach.loipersbach@gmx.at errei-
chen. Ich wünsche Ihnen frohe und besinnli-
che Weihnachtstage... 
 
Herzlichst, Ihr GGR 
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Im Zuge der GR Sitzung werden 2 Dringlich-

keitsanträge behandelt: 

A) DA Erhöhung der Müllgebühren, SPÖ- 

und FPÖ-Fraktion 

B) DA Müllgebühren, GR Othmar Braditsch 
 

1. Protokoll der letzten Sitzung vom 

24.09.2020 

Das Protokoll der Gemeinderatssitzung wird 

vom Gemeinderat einstimmig beschlossen. 

2. Bericht Prüfungsausschuss 

Der Prüfungsausschuss hat getagt und alle 

Konten und Tageskassen geprüft. Es konn-

ten keine Mängel festgestellt werden. Der 

Prüfbericht wurde vom GR einstimmig be-

schlossen. 

3. Voranschlag 2021 

Die Posten Ertragsanteile wurden um etwa 

22% reduziert, ebenso die Bedarfszuweisun-

gen, zusätzlich ist ein Anstieg der Fixkosten 

in der Höhe von 4 - 7 % zu verzeichnen. Ge-

samt ergibt das ein Defizit von etwa 30%.  

Der VA ist trotzdem positiv, wegen der 

Rücklagen der vorangehenden Jahre. Der 

Voranschlag in der vorliegenden Form wird 

vom Gemeinderat einstimmig beschlossen. 

4. Abfallwirtschaftsverordnung 

Aufgrund der Errichtung des Abfallwirt-

schaftszentrums wurden die Kosten für die 

einzelnen Abfall-Sorten deutlich erhöht. Zu-

sätzlich wird der Abfallwirtschaftsverband 

die Ablagerung des Grünschnitts von den 

Gemeinden übernehmen. 

Erträge aus Abfallwirtschaft werden zum 

Teil deutlich weniger (Papier) und ab 2022 

wird den Gemeinden zusätzlich eine Umla-

ge in der Höhe von 12 Euro pro Einwohner 

verrechnet. 

Die Gemeinde möchte deshalb die Ge-

bühren für die Abfallentsorgung um etwa 

30% erhöhen, pro Haushalt würden damit 

die Kosten für die Abfallentsorgung um et-

wa 50 Euro pro Jahr steigen. Die Kosten 

entwickeln sich wie folgt: 

 2020 2021 2022 

Grüne Tonne: 130  150   160 

Restmülltonne: 130 150 150 

Papiertonne: Bleibt gratis 

Biotonne:  95 105 105 

Altholz: 30 60 0 

Verbandsbeitrag: 

 3,27/E 4/E 4/E 

Beitrag WSZ inkl. Grünschnitt: 12/E 

GGR Rasner merkt an, dass für die Gemein-

de enorme Kosteneinsparungen in der Hö-

he von 15.000 Euro pro Jahr (betrifft nur Ge-

meindebürger) ab dem Zeitpunkt entste-

hen, wenn die Grünschnittablagerung auf 

das neue Abfallwirtschaftszentrum verla-

gert wird.  

Von der SPÖ- und FPÖ Fraktion ergeht des-

halb ein gemeinsamer Antrag an den Ge-

meinderat, die Müllgebühren nicht oder 

nicht in diesem Ausmaß zu erhöhen. Dieser 

wird im Wesentlichen einerseits dadurch 

begründet, dass ein großer Teil der eigentli-

chen Erhöhung durch den AWV erst 2022 

schlagend wird.  

Andererseits ergeben sich durch den Weg-

fall der Grünschnitt-Kompostierung Kosten-

einsparungen, letztlich vertreten die Antrag 

stellenden Mandatare die Ansicht, dass 

gerade in der jetzigen Zeit mit Gebührener-

höhungen für die Gemeindebürger sensi-

bel umgegangen werden muss. 

Nach längerer Diskussion und einer kurzen 

Sitzungsunterbrechung wird ein Modell, 

dass eine nur 20%ige Erhöhung der Gebüh-

ren vorsieht, einstimmig beschlossen.  

GGR Artner fordert ein Zugeständnis, dass 

zumindest die nächsten 2 Jahre auf eine 

weitere Erhöhung der Gebühren verzichtet 

wird. Bgm. Stellwag kann diese Zusicherung 

nicht direkt machen, da er „nicht weiß, wie 

Neues aus dem Gemeinderat 
GR-Sitzung vom 12. Derzember 2020 



Seite 7 

 

 

 

sich Einnahmen und Ausgaben bis zum En-

de des nächsten Jahres entwickeln wür-

den“. GGR Artner beantragt eine Ergän-

zung im Sitzungsprotokoll mit dem sinnge-

mäßen Inhalt, dass eine Erhöhung Ende 

2021 nur im Zuge einer zum jetzigen Zeit-

punkt nicht prognostizierbaren weiteren 

Erhöhung der Gebühren durch den AWV 

zur Diskussion stehe. 

Im Zuge des Antrags wurde auch die Ein-

zäunung des Geländes des vorhandenen 

Grünschnitt-Lagerplatzes durch die Antrag-

steller schriftlich thematisiert. Die Schätzun-

gen des Anteils der Fremdablagerungen 

(nicht-Gemeindebürger) werden je nach 

Beobachtungen auf bis zu 50% geschätzt 

und würden damit die Finanzierung einer 

Einzäunung samt Zugangsbeschränkung 

bereits innerhalb eines Jahres rechtferti-

gen. 

Im Protokoll soll festgehalten werden, dass 

dieses Thema in der nächsten GR Sitzung 

ausführlich behandelt wird und bis dahin 

konkrete Angebote zur Errichtung einge-

holt werden. 

5. E-Ladesäule 

Es soll die bestehende Gratisladesäule ab-

gebaut und eine EVN Ladestation um et-

wa 3500 Euro installiert werden. Es gibt eine 

Auskunft über die Verrechnung seitens der 

EVN. Für die Gemeinde entstehen je nach 

Modell 240 Euro oder 600 Euro Fixkosten für 

Abrechnung und Verwaltung. Die höhere 

Grundgebühr beinhaltet auch eine War-

tung der Säule bei Ausfällen, Defekten o-

der Problemen mit der Ladekartenfreiga-

be. Diese werden mit den Vertragsgebüh-

ren der EVN gegenverrechnet, wobei 20% 

der Einnahmen von der EVN an die Ge-

meinde verrechnet werden. Zusätzlich (!) 

verrechnet die EVN den durch die Lade-

säule bezogenen Strom an die Gemeinde, 

sie zieht also von den 35 Cent (abhängig 

von der Ladeleistung) die gewöhnliche 

Strombezugsgebühr von etwa 20 Cent ab. 

Die Ladegebühren fallen zeitgesteuert an, 

Ladekosten entstehen also auch dann, 

wenn das Fahrzeug fertig geladen an der 

Säule weiter angesteckt bleibt. 

GGR Artner merkt an, dass sich die Neuer-

richtung der Säule aus zwei Hauptgründen 

keinesfalls für die Gemeinde finanziell ren-

tieren kann: 

Einerseits ist das Modell der kleinen Grund-

gebühr bei mehrmaligen Defekten im Jahr 

ein Fass ohne Boden (es ist hinlänglich be-

kannt, dass durch Ladekarten gesteuerte 

Systeme hie und da Probleme machen 

und eine Wartung erforderlich ist. 

Andererseits ist mit einer massiven Redukti-

on von Ladevorgängen zu rechnen. Die 

derzeitige Ladesäule wird in einem Ausmaß 

frequentiert, das für die Gemeinde jährli-

che Stromkosten von etwa 1500 Euro verur-

sacht. Wie groß der Einbruch beim Ausmaß 

der Benutzung sein wird, ist schwierig zu 

prognostizieren, es ist jedenfalls mit deutlich 

weniger als 50% zu rechnen. Bedenkt man, 

dass von der EVN nach obigem Modell nur 

zwischen 15 und 30 Cent pro kWh an die 

Gemeinde zurückfließen und zieht man da-

von noch 20% der Einnahmen ab (ein gu-

tes Geschäft für die EVN) wird man kaum 

die Kosten für die große Grundgebühr, 

bzw. die kleinere Version samt anfallenden 

Wartungskosten erwirtschaften. Es ist be-

obachtbar, dass die Ladesäulen der EVN in 

Neunkirchen kaum genutzt werden, dort 

gibt es aber im Gegensatz zu unserem Ort 

eine Infrastruktur aus Geschäften und Loka-

len. Ein weiterer Grund der Abnahme der 

Benutzung sei die Tatsache, dass für den 

Autobahn-Transit die Ladegeschwindigkeit 

mit max. 22kW uninteressant ist, die Benut-

zung durch diese Ladegäste ist ausschließ-

lich auf die Kostenfreiheit zurückzuführen. 

Die Anschaffung und Errichtung der E-

Ladesäule wird von der ÖVP und FPÖ ge-

gen die Stimmen der SPÖ beschlossen. 

6. Subvention FF Loipersbach, Mietäquiva-

lent 

Es folgt der obligatorische Zuschuss der Ge-

meinde für die Mietkosten des FF Hauses. 

Die Subvention wird vom GR einstimmig 
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beschlossen. 

7. Kreditvergabe Kindergarten Natschbach, 

Neubau 

Es liegen zwei Angebote für ein Darlehen in 

der Höhe von über 2 Millionen Euro für die 

Neuerrichtung des Kindergartens vor. Den 

Zuschlag erhält die Sparkasse Neunkirchen, 

der Zinssatz beträgt 0,49% exklusive Euribor. 

Die Vergabe des Kredits an die Sparkasse 

wird vom Gemeinderat einstimmig be-

schlossen. 

8. Berichte des Bürgermeisters 

Gehweg, Fertigstellung: Der Gehweg wird 

nach der Brücke noch um 7 Meter bis zum 

Ortseinfahrt verlängert. Der Asphalt der Stra-

ße (Wallnergasse) ist jetzt schon zum Teil auf 

Privatgrund. Es wurde ein Nutzungsvertrag 

mit dem Grundeigentümer über den Anteil 

der benötigten Fläche abgeschlossen.  

 

Gartenstadt: Die Schlüsselübergabe der ers-

ten Wohneinheiten ist bereits erfolgt. Parallel 

erfolgte der Baubeginn der zweiten Ausbau-

phase. Für diese liegen bereits 13 Voranmel-

dungen vor. 

 

Sportplatzanlage: Es gibt bereits die in der 

letzten GR Sitzung beschlossene und in Auf-

trag gegebene Studie des Planungsbüros 

„Freistil“. In dieser wurden berücksichtigt: 2 

Paddeltennisplätze, 1 Beachvolleyballplatz, 

ein  Basketball-Bereich, Verbindungswege 

und Grünanlagen, eine Teilung des beste-

henden Gebäudes (Stockschützen, Tennis), 

Errichtung von Tribünen und einer VIP Loun-

ge auf den Gebäudeteilen, Platz für eine 

Pumptrack-Bahn, und noch Einiges mehr. 

Mit der Errichtung von Teilen soll bereits im 

Frühjahr begonnen werden. Bgm. Stellwag 

möchte in der nächsten Sitzung konkrete 

Beschlüsse dafür fassen. 

 

Anmerkungen: Dieses Projekt sprengt unse-

rer Ansicht nach jeden Rahmen, wo noch 

dazu in der jetzigen Zeit des Jobverlustes, 

hoher Arbeitslosigkeit und Existenzsorgen 

Kosten und Ausgaben auch hinsichtlich der 

Rückgänge des Gemeindebudgets kritisch 

überdacht werden sollten. 

In die Planung der Anlage waren aus-

schließlich Mitglieder des Tennisvereins sowie 

der JVP involviert. Es wurden die Mitglieder 

der anderen Fraktionen nicht zu Planungs-

gesprächen eingeladen (!), es fehlt eine 

Analyse und Evaluation des tatsächlichen 

Bedarfs. Zusätzlich gibt es noch immer kein 

konkretes Konzept, wer für die Pflege, War-

tung und Aufsicht der Anlage verantwortlich 

ist. 

Das damit vermittelte Bild trägt dazu bei, 

dass der Eindruck entsteht, es handelt sich 

um eine Anlage, die zwar für eine kleine 

Gruppe eine Wohlfühloase werden soll, 

aber von weiten Teilen der Bevölkerung 

nicht wirklich benötigt und mitgetragen 

wird. 

 

Die Gesamtkosten für alle in dieser Planung 

befindlichen Bereiche und Objekte kann nur 

unwesentlich unter einer halben Million Euro 

liegen. Es ist bekannt, dass bereits für die 

beiden Paddeltennis-Anlagen mit etwa 

100.000 Euro Kosten zu rechnen ist, auch die 

Errichtung eines Beachvolleyball-Platzes 

kann kaum unterhalb von 30.000 Euro reali-

siert werden. Erdarbeiten zur Vorbereitung 

der gesamten Anlage (Plätze, Wege, Grün-

anlagen) durch die bereits im Gespräch be-

findliche Firma Swietelsky werden Kosten in 

der Größenordnung von 40.000 – 50.000 Eu-

ro verursachen. Ich rechne mit knapp 

200.000 Euro, nur für die Errichtung der zwei 

Paddeltennisplätzen und des einen Beach-

volleyballplatzes. Ich möchte mich diesem 

Projekt nicht völlig verschließen, sehe aber 

überhaupt keine Notwendigkeit, sofort 2 

Paddeltennisplätze zu errichten. Stattdessen 

sollte der tatsächliche Bedarf eines Platzes 

nach einem Jahr erhoben und Grundlage 

zur weiteren Entscheidungsfindung sein. 

In der letzten GR Sitzung hat die SPÖ Frakti-

on nur unter der Bedingung der Planungs-

vergabe zugestimmt, dass vor der Vergabe 

an Baufirmen ein Beschluss zur Kostenober-

grenze des gesamten Projekts gefasst wer-

den muss. 200.000 Euro wird für die SPÖ Frak-

tion in jedem Fall diese Kostenobergrenze 

übersteigen. 
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Demokratie - Enquete 2020 

Der NÖ Gemeindevertreterverband und der Landtagsklub der SPÖ NÖ veranstalte-
ten am Freitag, dem 11. September, die Demokratie-Enquete 2020.  

LHStv. Franz Schnabl sieht die Demokratie-Enquete als vollen Erfolg: „Jetzt geht es 
darum, das heute Besprochene – ein neues gemeinsames Arbeiten aller Fraktionen für 
unser Bundesland – auch tatsächlich in Umsetzung zu bringen. Es geht hier um nichts 
weniger als die Stärkung der demokratischen Rechte auf Landes- und Gemeindeebene. 
Wir sind davon überzeugt, dass ein Wettbewerb der besten Ideen schlussendlich auch 
das Beste für unsere Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher bringt“. 

NÖ GVV-Präsident Bgm. Rupert Dworak möchte die Demokratie-Enquete als Anlass 
für eine Reformierung der Wahlkriterien hernehmen: „Vor allem der Entfall des nicht-
amtlichen Stimmzettels auf Gemeindeebene wäre ein dringend notwendiger Schritt, um 
Wählerinnen und Wähler nicht zu verwirren.  

Hinzu kommen die Kriterien: „1 Person – 1 Stimme, auf Gemeinde- und Landesebene“, 
sowie der Entfall des Grundsatzes „Name vor Partei“. Sollte es uns gemeinsam gelingen, 
diese undemokratischen Gesichtspunkte aus der Welt zu räumen, können wir Niederös-
terreich auf den Weg eines Demokratie-Musterlandes bringen.“ 

Abschließend betonen Schnabl, Dworak und Hundsmüller, dass nun Schluss sein muss 
mit einem reflexartigen „Nein“ in der Politik:  

„Wir sind überzeugt davon, dass die Demokratie-Enquete 2020 ein Stück dazu beiträgt, 
um für Demokratie in Niederösterreich zu sorgen – unseren Niederösterreicherinnen und 
Niederösterreichern zuliebe!“ 

GR Braditsch dazu: Für mich war es eine sehr interessante und informative Veran-
staltung. Betreffend einer Reformierung der Wahlkriterien kann ich dem GVV-Präsidenten 
Bgm. Rupert Dworak nur beipflichten. Es wäre ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-
tung. Auf Gemeindeebene, sollte tatsächlich nur mehr der amtliche Stimmzettel seine Gül-
tigkeit haben - Wählerinnen und Wähler glauben leider immer noch, sie können damit den 
Bürgermeister direkt wählen. Das ist aber falsch! 

Faktum ist – „der Bürgermeister, wird vom Gemeinderat gewählt!“ – ausschließlich. 
Daher ist es längst an der Zeit, mit allen Fraktionen über eine Reformierung zu diskutie-
ren. Bei diesem Vorhaben ist nur zu hoffen, dass die Gemeindevertreter-Verbände mit 
dieser lang erwünschten Reformierung nicht wieder auf taube Ohren einer Landes-ÖVP 
im Trance ihrer Selbstverherrlichung stoßen. Denn diese möchte die derzeit bestehenden 
Wahlkriterien unbedingt aufrechterhalten.           

 

 

GVV-Präsident Bgm. 
Rupert Dworak, GR 
Othmar Braditsch, 
LHStv. Franz Schnabl. 

Als Vertreter der SPÖ 
Natschbach-Loipers-
bach wurde GR Oth-
mar Braditsch als Ob-
mann der Ortspartei 
zu dieser Demokratie-
Enquete eingeladen. 
Im Anschluss dieser 
Veranstaltung wurde 
noch die Gelegenheit 
genützt um einige per-
sönliche Gespräche 
mit den Vorsitzenden 
zu führen. 
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SPÖ GVV Bezirkskonferenz 

Am 10. September 2020 fand die Konferenz der Sozialdemokratischen Gemeindevertre-
ter des Bezirkes Neunkirchen im Kulturhaus Pottschach statt.  

Inhaltlich ging es darum, nach der Gemeinderatswahl die Gremien zu bestellen und eine 
Rückschau zu halten. GVV Vorsitzende Bgm. Mag. Sylvia Kögler war einerseits zufrieden, 
dass in allen Gemeinden des Bezirkes Neunkirchen eine Kandidatur möglich war, betonte 
jedoch auch Wehrmutstropfen, wo z.B. in einer Gemeinde zwar SPÖ Gemeinderäte wie-
der zur Wahl standen, jedoch nur als Liste angetreten waren. 

Kögler ging in ihrem Referat auch darauf ein, dass in Niederösterreich die Vergabe von 
Bedarfszuweisungen noch immer nicht transparent sei.  

NÖ GVV Präsident Bgm. Rupert Dworak erklärte, dass die Corona-Krise nicht nur die 
Menschen belastet, sondern auch die Gemeinden massiv betroffen seien. Die Kosten für 
das Gesundheits- und Sozialwesen steigen enorm. Um dem entgegenzuwirken und die 
Gemeinden vor dem drohenden finanziellen Kollaps zu bewahren, hat die SPÖ bereits zu 
Beginn der Krise im Frühjahr massiv Maßnahmen zur Sicherung der Gemeindefinanzen 
eingefordert. Unter anderem ein kommunales Hilfspaket mit 250,00 Euro pro Einwohner. 
Die Regierungsparteien ÖVP und Grüne haben gemeinsam mit den NEOS diesen Antrag 
jedoch abgelehnt.  „Dass die angebliche Bürgermeisterpartei ÖVP gegen diese so wichti-
ge Hilfe für die Gemeinden stimmte, ist für mich unverständlich“!  

Bei der Wahl wurde der gesamte Vorstand mit nahezu 99,8 % gewählt, Vorsitzende BGM 
Mag. Sylvia Kögler bekam 100% Zustimmung.  

In Vertretung der SPÖ Natschbach-Loipersbach bei der GVV-Bezirkskonferenz waren GR 
Othmar Braditsch, GR Robert Nagl und GR a.D. Andreas Köllnhofer. Beim letzten Tages-
ordnungspunkt wurde die Ehrung für die ausgeschiedenen Gemeinderäte vorgenommen. 
Leider musste Andreas Köllnhofer auf Grund seines Jura-Studiums sein Gemeinderat-
Mandat zurücklegen. Für seine Verdienste wurde er vom GVV mit Dekret und der Silber-
nen Ehrennadel ausgezeichnet. Das zeigen die freudigen Gesichter bei der Ehrung.      

Auf diesem Wege wollen wir unseren Kollegen Andreas Köllnhofer herzlich zur Aus-
zeichnung der silbernen Ehrennadel gratulieren und uns für die gute Zusammenarbeit 
in der GR-Fraktion bedanken.  

LAbg. Vbgm. Mag. Christian Samwald, BR StRin Andrea Kahofer, GR Robert Nagl, GR a.D. An-
dreas Köllnhofer, GR Othmar Braditsch, GVV-Vorsitzende Bgm. Mag. Silvia Kögler und GVV-
Präsident Bgm. Rupert Dworak. 
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